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Für Christel und Edeltraud





Vorwort

„Das heißt, wir müssen dazu kommen, 
dass die Daten laufen, nicht die Bürger.“

Gerhard Schröder

Diese Forderung wurde bereits im Jahr 2000 vom damaligen Bundeskanzler 
Gerhard Schröder zum Start der E-Government-Initiative BundOnline 2005 er-
hoben. Für die deutsche Finanzverwaltung gilt es auch noch nach 20 Jahren dieser 
nachzukommen, da sie sich weiterhin weder vollständig noch zumindest weitest-
gehend digitalisiert hat.

Das Thema der Untersuchung habe ich aufgrund meiner beruflichen Erfah-
rungen gewählt, die sowohl einen Wissenschafts- als auch einen Praxisbezug 
umfassen. Das deutsche Steuerverfahrensrecht erfuhr im Zeitraum der Themen-
findung aufgrund des Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 
vom 18.07.2016 zahlreiche Änderungen und war Auslöser kontroverser Debatten 
im einschlägigen Schrifttum.

Die vorliegende Schrift entstand berufsbegleitend nach Abschluss meines Stu-
diums der Wirtschaftswissenschaft an der FernUniversität in Hagen im Jahr 2016. 
Sie wurde im Sommersemester 2019 von der Juristischen Fakultät der Universität 
Potsdam als Dissertation angenommen. Die COVID-19-Pandemie, die in der Zeit 
zwischen dem Einreichen der Untersuchung und dem Veröffentlichungsbeginn 
ihren Höhepunkt erreichte und weiterhin nicht überstanden ist, brachte die tradi-
tionellen Recherchemöglichkeiten nahezu vollständig zum Erliegen. Gleiches gilt 
für die Nutzung der rechtswissenschaftlichen Datenbanken Österreichs, da auf 
diese außerhalb der Campusse nicht zugegriffen werden kann. Daher basiert die 
Schrift unverändert auf dem Rechtsstand Mai 2019, der dem zum Zeitpunkt der 
Dissertationseinreichung entspricht.

An erster Stelle gilt mein ganz ausdrücklicher Dank meinem Doktorvater Herrn 
Prof. Dr. Andreas Musil. Durch seine vertrauensvolle Art hat er mein selbstständi-
ges wissenschaftliches Arbeiten stets gefördert und mich mit konstruktiver Kritik 
sowie methodischen Hinweisen während der gesamten Promotionsphase unter-
stützt. Herrn PD Dr. Lutz Lammers danke ich für die freundliche Bereitschaft zur 
Übernahme des Zweitgutachtens und dessen zügige Erstellung. Ebenso gilt mein 
ganz besonderer Dank Frau Prof.in Dr.in Tina Ehrke-Rabel von der Karl-Franzens-
Universität Graz, die für mich im Rahmen von zwei langen Forschungsaufenthalten 
umfassende Recherchemöglichkeiten realisierte und mir zahlreiche Materialien 
zur Verfügung gestellt hat. Nicht weniger von Bedeutung waren die persönlichen 
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Gespräche, in denen wir uns zum Steuerverfahrensrecht beider Länder intensiv 
austauschten. Darüber hinaus ermöglichte sie mir, dass ich meine Fragen direkt an 
Herrn Prof. Mag. Dr. Christoph Ritz richten konnte. Ihm danke ich ebenfalls für 
die wertvollen Einblicke in die Praxis der Finanzverwaltung Österreichs. Weiterer 
Dank gebührt den Vertretern aus Wissenschaft und Praxis, die mir im Rahmen 
zahlreicher Fachveranstaltungen wertvolle Denkanstöße für meine Ausarbeitun-
gen gaben, wobei ich ausdrücklich das Engagement von Herrn Dr. Heinz-Gerd 
Horlemann hervorheben möchte. 

Ebenso danke ich dem Duncker & Humblot Verlag für die Veröffentlichung 
meiner Abhandlung, die Aufnahme in die Schriftenreihe und die sehr angenehme 
Zusammenarbeit. Insbesondere die Aufgeschlossenheit hinsichtlich der von mir 
gewünschten hybriden Publikationsform, im Rahmen derer die simultane Veröf-
fentlichung der kostenfrei zugänglichen E-Book-Version mit der gedruckten Aus-
gabe der Untersuchung realisiert wurde, verdient besondere Erwähnung. Weiterhin 
sind die stets konstruktiven Hinweise von Herrn Dr. Frank Schlöffel während der 
gesamten Zeit des Publikationsprozesses positiv herauszustellen.

Abschließend danke ich meiner Familie sowie den deutschen und österreichi-
schen Freunden für die unterstützende Begleitung während des Entstehens der 
Untersuchung. Von diesen lieben und großartigen Menschen möchte ich ganz 
besonders meiner Großmutter Christel und meiner Mutter Edeltraud danken. Sie 
haben mir die Bedeutung von Bildung von frühester Kindheit an nahegebracht. 
Ich danke ihnen dafür, dass ich das Lernen stets als etwas Freudiges empfunden 
habe. Ohne eine solche Begeisterung wäre diese Schrift sicherlich nicht zustande 
gekommen. Ihnen ist dieses Buch gewidmet. 

Berlin, im November 2020� Christoph Schmidt
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DuD	 Datenschutz und Datensicherheit (Zeitschrift)
DV	 Durchführungsverordnung
DVBl	 Deutsches Verwaltungsblatt
DVP	 Deutsche Verwaltungspraxis (Zeitschrift)
DWS-Institut	 Deutsches wissenschaftliches Institut der Steuerberater e. V.
e. V.	 eingetragener Verein
EAS	 Express Antwort Service zum internationalen Steuerrecht
ECLI	 European Case Law Identifier
EDV	 elektronische Datenverarbeitung
EG	 Europäische Gemeinschaft
EGAO	 Einführungsgesetz zur Abgabenordnung
EGovG	 E-Government-Gesetz
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eIDAS	 electronic IDentification, Authentication and trust Services
EigZulG	 Eigenheimzulagengesetz
EKONA	 Elster KONten Identifizierungs- und Authentifizierungsdienst
ELAK	 elektronischer Akt
ELSTER	 ELektronische STeuerERklärung
EMRK	 Europäische Menschenrechtskonvention
ErbStG	 Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz
ERiC	 ELSTER Rich Client
ErläutRV	 Erläuterungen zur Regierungsvorlage
EStG	 Einkommensteuergesetz
EStR 2000	 Einkommensteuerrichtlinien (Österreich)
etc.	 et cetera
EU	 Europäische Union
EuGH	 Europäischer Gerichtshof
EUR-Lex	 Rechtsinformationssystem der EU
EUV	 Vertrag über die Europäische Union
f., ff.	 folgende, fortfolgende
FAG	 Finanzausgleichsgesetz
FAQ	 Frequently Asked Questions
FGO	 Finanzgerichtsordnung
Findok	 Finanzdokumentation
FON	 FinanzOnline
FOnErklV	 FinanzOnline-Erklärungsverordnung
FOnV	 FinanzOnline-Verordnung
FPÖ	 Freiheitliche Partei Österreichs
FR	 Finanz-Rundschau (Zeitschrift)
F-VG	 Finanz-Verfassungsgesetz (Österreich)
FVG	 Finanzverwaltungsgesetz
FVwGG	 Finanzverwaltungsgerichtsbarkeitsgesetz
G2B	 Government-to-Business
G2C	 Government-to-Consumer
G2G	 Government-to-Government
GDPR	 General Data Protection Regulation
GewStG	 Gewerbesteuergesetz
GG	 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
ggf.	 gegebenenfalls
GHN	 Grabitz / Hilf / Nettesheim
GmbH	 Gesellschaft mit beschränkter Haftung
GmbHR	 GmbH-Rundschau (Zeitschrift)
GoB	 Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
GoBD	 Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von 

Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form 
sowie zum Datenzugriff

GP	 Gesetzgebungsperiode
GRC	 Charta der Grundrechte der Europäischen Union
GRC aktuell	 Governance – Risiko – Compliance – Management (Zeitschrift)
GrEStG	 Grunderwerbsteuergesetz
h. M.	 herrschender Meinung
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HGB	 Handelsgesetzbuch
HMD	 Praxis der Wirtschaftsinformatik (Zeitschrift)
Hrsg.	 Herausgeber
https	 Hypertext Transfer Protocol Secure
HV / SV	 Hauptverband der Sozialversicherungsträger
i. d. F.	 in der Fassung
i. S. d.	 im Sinne des, im Sinne der
i. V. m.	 in Verbindung mit
IDEA	 Interactive Data Extraction and Analysis
IKS	 Internes Kontrollsystem
INSIKA	 INtegrierte SIcherheitslösung für messwertverarbeitende  

KAssensysteme
InTeR	 Innovations- und Technikrecht (Zeitschrift)
InvZulG	 Investitionszulagengesetz
IStR	 Internationales Steuerrecht (Zeitschrift)
IT	 Informationstechnik
JA	 Juristische Arbeitsblätter
JStG 2010	 Jahressteuergesetz 2010 (Österreich)
jurisPR-SteuerR	 juris PraxisReport Steuerrecht (Zeitschrift)
JuS	 Juristische Schulung (Zeitschrift)
jusIT	 Zeitschrift für IT-Recht, Rechtsinformation und Datenschutz
JZ	 JuristenZeitung
Kapitalabfluss-MeldeG	 Bundesgesetz über die Meldepflicht von Kapitalabflüssen und von 

Kapitalzuflüssen
KassenSichV	 Kassensicherungsverordnung
KI	 künstliche Intelligenz
KONSENS	 KOordinierte Neue Software-ENtwicklung der Steuerverwaltung
KONSENS-G	 KONSENS-Gesetz
KontRegG	 Kontenregister- und Konteneinschaugesetz
kösdi	 Kölner Steuerdialog (Zeitschrift)
KraftStG	 Kraftfahrzeugsteuergesetz
KStG	 Körperschaftsteuergesetz
KStR 2013	 Körperschaftsteuerrichtlinien (Österreich)
m. w. N.	 mit weiteren Nachweisen
Mio.	 Million(en)
MMR	 MultiMedia und Recht (Zeitschrift)
MwStR	 MehrwertSteuerrecht – Zeitschrift für das gesamte  

Mehrwertsteuerrecht
NACHDIGAL	 Nachreichen digitaler Belege
NEGZ	 Nationales E-Government Kompetenzzentrum e. V.
NEPOMUK	 Neuronales Programm gegen Umsatzsteuer-Karussellbetrug
NEPTUN	 Neuronales Programm zur risikoorientierten Fallauswahl  

bei der Umsatzsteuer-Sonderprüfung
NEZO	 Nutzung der ELSTER-Zertifikate im Rahmen des OZG
NIL	 Not in List
NiPt	 Neue interaktive Prüfungstechnik
NJW	 Neue Juristische Wochenschrift
Nr.	 Nummer
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NVwZ	 Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NWB	 Neue Wirtschafts-Briefe (Zeitschrift)
NZWiSt	 Neue Zeitschrift für Wirtschafts-, Steuer- und  

Unternehmensstrafrecht
o. Ä.	 oder Ähnliche(s)
o. g.	 oben genannt
OECD	 Organisation for Economic Co-operation and Development
öE-GovG	 E-Government-Gesetz (Österreich)
öEStG	 Einkommensteuergesetz (Österreich)
öGrStG	 Grundsteuergesetz (Österreich)
ÖJZ	 Österreichische Juristen-Zeitung
öKStG	 Körperschaftsteuergesetz (Österreich)
ÖStZ	 Österreichische Steuerzeitung
ÖVP	 Österreichische Volkspartei
OZG	 Onlinezugangsgesetz
PDF	 Portable Document Format
RABE	 Referenzierung auf Belege
RdW	 Österreichisches Recht der Wirtschaft (Zeitschrift)
RGBl.	 Reichsgesetzblatt
RIS	 Rechtsinformationssystem des Bundes
RKSV	 Registrierkassensicherheitsverordnung
RT	 Rechtstheorie (Zeitschrift)
RWZ	 Zeitschrift für Recht und Rechnungswesen
Rz.	 Randziffer
S.	 Seite
SAF-T	 Standard Audit File-Tax
SKS-PV	 SKS-Prüfungsverordnung
sog.	 sogenannte
SolZG	 Solidaritätszuschlaggesetz
Sonderausgaben-DÜV	 Sonderausgaben-Datenübermittlungsverordnung
SPD	 Sozialdemokratische Partei Deutschlands
SRP	 Summarische Risikoprüfung
SSO	 Single-Sign-on
StB	 Der Steuerberater (Zeitschrift)
Stbg	 Die Steuerberatung (Zeitschrift)
StBp	 Die steuerliche Betriebsprüfung (Zeitschrift)
SteuerStud	 Steuer und Studium (Zeitschrift)
SteuK	 Steuerrecht kurzgefasst (Zeitschrift)
StGG	 Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger
StModG	 Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens
StRefG 2015/2016	 Steuerreformgesetz 2015/2016
StuB	 Unternehmensteuern und Bilanzen (Zeitschrift)
StuW	 Steuer und Wirtschaft (Zeitschrift)
SWI	 Steuer und Wirtschaft International (Zeitschrift)
SWK	 Steuer- und WirtschaftsKartei (Zeitschrift)
Tax CMS	 Tax Compliance Management System
taxlex	 Fachzeitschrift für Steuerrecht
TÜV	 Technischer Überwachungsverein
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u. a.	 unter anderem
Ubg	 Die Unternehmensbesteuerung (Zeitschrift)
UFS	 Unabhängiger Finanzsenat
UGB	 Unternehmensgesetzbuch
UmwStG	 Umwandlungssteuergesetz
UR	 Umsatzsteuer-Rundschau
USA	 United States of America
UStG	 Umsatzsteuergesetz
v.	 von, vom
VerwArch	 Verwaltungsarchiv (Zeitschrift)
VfGH	 Verfassungsgerichtshof
VfSlg	 Sammlung der Erkenntnisse und wichtigsten Beschlüsse  

des Verfassungsgerichtshofes, Ausgewählte Entscheidungen  
des Verfassungsgerichtshofes

VM	 Verwaltung & Management (Zeitschrift)
VO	 Verordnung
VwGG	 Verwaltungsgerichtshofgesetz
VwGH	 Verwaltungsgerichtshof
VwGVG	 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz
VwSlg	 Sammlung der Erkenntnisse und wichtigen Beschlüsse  

des Verwaltungsgerichtshofes
VwVfG	 Verwaltungsverfahrensgesetz
VwZG	 Verwaltungszustellungsgesetz
wistra	 Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht
WKÖ	 Wirtschaftskammer Österreich
WP	 Wirtschaftsprüfer
WPg	 Die Wirtschaftsprüfung (Zeitschrift)
XBRL	 Extensible Business Reporting Language
XML	 Extensible Markup Language
Z	 Ziffer
z. B.	 zum Beispiel
Z1	 unmittelbarer Datenzugriff
Z2	 mittelbarer Datenzugriff
Z3	 Datenträgerüberlassung
ZD	 Zeitschrift für Datenschutz
ZG	 Zeitschrift für Gesetzgebung
ZPR	 Zeitschrift für Rechtspolitik
ZSE	 Zeitschrift für Staats- und Europawissenschaften
ZuStG	 Zustellgesetz
ZVglRWiss	 Zeitschrift für Vergleichende Rechtswissenschaft



A. Einführung

I. Problemstellung, Zielsetzung und Stand der Forschung

Digitalisierung ist das Schlagwort unserer Zeit und kaum ein Lebensbereich 
bleibt davon unberührt. Für den Einzelnen, die Gesellschaft, die Unternehmen 
und den Staat bietet sie immense Chancen. Letzterer kann den digitalen Wandel 
nutzen, um sein Verhältnis zu Bürgern und Unternehmen transparenter, partizipa-
tiver sowie interaktiver zu gestalten. Es gilt aber auch gewaltige Umbrüche zu be-
wältigen und damit verbundene Risiken zu beherrschen. Unternehmen stehen vor 
tiefgreifenden Transformationsprozessen und auch der Staat als gesellschaftliches 
Ordnungssystem ist diesen Veränderungen unterworfen. Die Entwicklung hin zu 
einer moderneren Verwaltung durch Abwicklung geschäftlicher Prozesse über elek-
tronische Medien charakterisiert das E-Government und wird mit zunehmender 
Digitalisierung weiter in den Fokus rücken. Dies ist eine stetige Herausforderung 
für den Gesetzgeber, der diesem Wandel mit geeigneten Gesetzen begegnen muss. 
Technische und rechtliche Rahmenbedingungen stehen in engem Zusammenhang 
und erfordern daher eine wechselseitige Abstimmung.

Die bisherigen Modernisierungsbemühungen der deutschen Finanzverwaltung 
und die damit einhergehenden Projekte zur Digitalisierung des Besteuerungsver-
fahrens1 sind eine Reaktion auf die neuen technischen Möglichkeiten. So ist spä-
testens seit dem Gesetz zur Modernisierung und Entbürokratisierung des Steuer-
verfahrens2 und dem Jahressteuergesetz 20103 ein Großteil der Steuererklärungen 
(und Bilanzen) in elektronischer Form einzureichen. Die Zielrichtung der Elek-
tronifizierung unterstützend, wurde die elektronische Kommunikation mit der 
Finanzverwaltung durch das Steuervereinfachungsgesetz 20114 und das Gesetz 
zur Förderung der elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung weiterer Vor-
schriften5 erleichtert. Diese Vorhaben führten in der Vergangenheit immer wieder 
zu kontroversen Debatten im steuerrechtlichen Schrifttum.

	 1	Dazu ausführlich Schwenker, DB 2016, S. 375, 376 f.; Deckers / Fiethen, FR 2015, S. 913, 
913 ff.; Lewandowski / Ackermann, DStR 2014, S. 1646, 1646 ff.; L. Richter / Kruczynski / C. Kurz, 
DB 2010, S. 1604, 1604 ff.
	 2	Gesetz zur Modernisierung und Entbürokratisierung des Steuerverfahrens (Steuerbüro-
kratieabbaugesetz) v. 20.12.2008, BGBl. I 2850.
	 3	Jahressteuergesetz 2010 (JStG 2010) v. 08.12.2010, BGBl. I 1768.
	 4	Steuervereinfachungsgesetz 2011 v. 01.11.2011, BGBl. I 2131.
	 5	Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung weiterer Vor-
schriften v. 25.07.2013, BGBl. I 2749, 2755.
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Ungeachtet dessen ist die Reformbereitschaft ungebrochen und mit dem Ge-
setz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens6 änderte der Gesetzgeber 
im Jahr 2016 zahlreiche verfahrensrechtliche Regelungen, insbesondere die der 
Abgabenordnung.7 Um die Unveränderlichkeit digitaler Aufzeichnungen sicher-
zustellen, wurden nur kurze Zeit später entsprechende gesetzliche Bestimmungen 
sowie technische Einrichtungen eingeführt.8 Anhand sämtlicher vorgenannten le-
gistischen Maßnahmen wird deutlich, dass das Steuerverfahrensrecht die jeweils 
vorherrschenden technischen Gegebenheiten bei Erlass der Gesetze widerspiegelt.9

Der Digitalisierungsprozess ist keineswegs ein ausschließlich nationales Phä-
nomen. Betrachtet man den Nachbarstaat Österreich, dessen politisches System, 
Organisationsstrukturen der Finanzbehörden und einzelne Phasen des Besteue-
rungsverfahrens ähnlich sind,10 ist eine weiter vorangeschrittene Digitalisierung 
der Finanzverwaltung zu konstatieren. Mit dem eingesetzten Behördenportal 
FinanzOnline wird bereits der gesamte Besteuerungsprozess vom Eingang der 
Steuererklärung bis hin zur Bescheidversendung elektronisch abgewickelt. Der 
Blick nach Österreich und seine hohe praktische Bedeutung ergeben sich zudem 
aus der großen Akzeptanz des Portals sowohl im privaten als auch im betrieblichen 
Bereich. Im Jahr 2017 nutzten insgesamt 4,54 Mio. Steuerpflichtige FinanzOnline. 
Die FinanzOnline-Quote von Arbeitnehmerveranlagungen betrug 69,2 % und die 
betrieblicher Veranlagungen 89,3 %.11

Vor dem Hintergrund der fortschreitenden Digitalisierung soll daher mit dieser 
Arbeit ein Rechtsvergleich der Besteuerungsverfahren beider Länder erfolgen. Aus 
deutscher Sicht resultiert daraus die Chance, Konzepte und Lösungen der österrei-
chischen Finanzverwaltung bei der Fortentwicklung von E-Government auszuwer-
ten und sowohl von den positiven wie auch negativen Erfahrungen zu profitieren.

Ziel ist es, über das Besteuerungsverfahren in Österreich zu informieren und 
die Unterschiede zum deutschen Recht pointiert herauszuarbeiten sowie die Frage 
zu beantworten, auf welche rechtlichen und sonstigen Gründe diese Unterschiede 
zurückzuführen sind. Die Untersuchung hat weiterhin zum Ziel aufzuzeigen, wel-
che Lösungen aus Österreich bei der Fortentwicklung von E-Government für die 
deutsche Finanzverwaltung unter Berücksichtigung der Vorgaben übergeordneten 
Rechts herangezogen werden sollten. So können konkrete Reformvorschläge für 
das Besteuerungsverfahren erarbeitet und die daraus resultierenden Chancen dar-
gestellt werden.

	 6	Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens v. 18.07.2016, BGBl. I 1679.
	 7	Abgabenordnung (AO) v. 01.10.2002, BGBl. I 3866.
	 8	Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen v. 22.12.2016, 
BGBl. I 3152.
	 9	Drüen, 12. bis 14. Deutscher Finanzgerichtstag 2015 · 2016 · 2017 (2018), S. 250, 256.
	 10	Nach Jabloner, Festschrift für Wolfgang Spindler (2011), S. 245, 245 ist die Nähe zwischen 
österreichischem und deutschem Steuerrecht ausgeprägter als in anderen Rechtsgebieten.
	 11	Bundesministerium der Finanzen, Daten und Fakten 2017, S. 2.
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An Abhandlungen zur Reformierungsbedürftigkeit des deutschen Besteuerungs-
verfahrens und damit einhergehenden mannigfaltigen Handlungsempfehlungen 
mangelt es nicht.12 Im Kontext der Digitalisierung schlug Drüen bereits 2009 für 
die Anwendung von Risikomanagementsystemen eine gesetzliche Kodifizierung 
allgemeiner Risikomerkmale mittels einer Öffnungsklausel in der Abgabenord-
nung vor.13 Seer stellte zudem die essenzielle Bedeutung der kooperativen Einbin-
dung der steuerberatenden Berufe heraus, damit möglichst viele Steuerpflichtige 
an der Entwicklung hin zu einer elektronischen Finanzverwaltung partizipieren 
können.14

Das Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens ist ein weiterer 
Schritt zur Elektronifizierung und war bereits in der Ausarbeitungs- und Gesetz-
gebungsphase Gegenstand zahlreicher Stellungnahmen aus Wissenschaft und Pra-
xis.15 Während Änderungen wie z. B. die Umwandlung der Belegvorlagepflicht zur 
Belegvorhaltepflicht sowie die verbesserten Möglichkeiten zur elektronischen Be-
legeinreichung begrüßt wurden,16 stieß die auslegungsbedürftige Neufassung des 
Untersuchungsgrundsatzes des § 88 AO auf Kritik.17 Zudem wurde auf mögliche 
Gefahren beim Einsatz von Risikomanagementsystemen18 und auf Mängel der 
defizitären Übergangsregelungen hingewiesen.19 Einigen Kritikpunkten, wie z. B. 
der Sicherstellung rechtlichen Gehörs im Rahmen der vollautomatischen Steuer-
festsetzung,20 wurde im Laufe des Gesetzgebungsprozesses Rechnung getragen.21 
Andere Streitpunkte, insbesondere die als problematisch angesehene unscharfe 
Kodifizierung des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes,22 sind gleichwohl unverändert 
im Gesetz enthalten.

Einen weiteren Schwerpunkt in steuerrechtlichen Fachzeitschriften bildeten 
Veröffentlichungen, die sich dem in Kraft getretenen Gesetz zur Modernisierung 
des Besteuerungsverfahrens widmen. Einige Beiträge beinhalteten eine pointierte 
Zusammenfassung sämtlicher Modifizierungen; allerdings ohne diese kritisch zu 
würdigen.23 An anderer Stelle wurden hingegen zumindest ansatzweise offene 
Fragen beispielsweise der Datenschutzbestimmungen im Besteuerungsverfahren 

	 12	Golz, Die Dauersteuerreform, S. 1; Seer, StuW 2015, S. 315, 315 f. jeweils m. w. N.
	 13	Drüen, Zukunftsfragen des deutschen Steuerrechts (2009), S. 1, 13 f.
	 14	Seer, DStR 2008, S. 1553, 1560.
	 15	Baldauf, DStR 2016, S. 833; eine Übersicht der Stellungnahmen diverser Praxisvertreter ist 
abrufbar unter https://rsw.beck.de/aktuell/gesetzgebung/gesetzgebungsvorhaben-zusaetzliche-
materialien/modernisierung-des-besteuerungsverfahrens, zuletzt geprüft am 21.05.2019.
	 16	H.-P. Roth, SteuK 2016, S. 78, 81.
	 17	Seer, StuW 2015, S. 315, 316 ff.
	 18	Deckers / Fiethen, FR 2015, S. 913, 915.
	 19	Heintzen, DÖV 2015, S. 780, 787.
	 20	Baldauf, DStR 2016, S. 833, 835.
	 21	BT-Drs. 18/8434, 114.
	 22	Seer, StuW 2015, S. 315, 319 ff.
	 23	Dazu ausführlich Bruschke, SteuK 2016, S. 355, 355; Baum, NWB 2016, S. 2636; Wedel-
städt, AO-StB 2016, S. 196.


